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Vergabe-Nr.  136-26
Ausschreibung: Planungsleistungen Verkehrsanlagen und Freianlagen für die barrierefreie Umgestaltung des Bahnhofsumfelds
Datum: 11.08.2026
Bieteranfragen inkl. Antworten

	Bieteranfrage 1
	Antwort 1

	Sehr geehrte Damen und Herren
In den Honorarangebotsblättern ist unter "LV Honorarabfrage Verkehrsanlagen und Freianlagen Busbahnhof" die Honorarzone für Freianlagen mit II vorgegeben.
Die Honorarzone II bildet unserer Ansicht nach nicht korrekt die Komplexität der Anforderungen an die Freianlagen ab. Bei der vorliegenden Aufgabe handelt es sich u.E. um eine Planungsaufgabe mit überdurchschnittlichen Anforderungen, die Sie richtigerweise in der Aufgabenbeschreibung auch so benennen: 
- Planung der Wartebereiche und Aufenthaltsflächen für Fahrgäste, einschließlich Ausstattung
(Sitzmöbel, Beleuchtung, Fahrradabstellanlagen, Mülleimer, Beschilderung)
- Barrierefreiheit,Materialität und gestalterischer Qualität
- Aufwertung des Stadteingangs
- Klimaanpassung 
- Planung von Versickerungsflächen und dezentralen Entwässerungsmaßnahmen 
- Planung eines repräsentativen und identitätsstiftenden Ortes
Die Anlage 11 (zu § 39 Absatz 4, § 40 Absatz 5) der HOAI ordnet in der Objektliste "Freiflächen in Stad- und Ortslagen" mit besonderer Ausstattung eindeutig der Honorarzone IV zu.
"Die Planung der Freianlagen für den ZOB/Bahnhofsbereich weist überdurchschnittliche Anforderungen auf, die eine Einordnung in die Honorarzone IV nach HOAI § 39 (Anlage 11) rechtfertigen. Dies begründet sich durch:
- Hohe gestalterische Anforderungen (repräsentativer Stadteingang, identitätsstiftende Wirkung)
- Komplexe technische und ökologische Anforderungen (Barrierefreiheit, Klimaanpassung, Entwässerung)
- Erheblichen Koordinationsaufwand (Schnittstellen zu Verkehrsanlagen und Ingenieurbauwerken)
- Besondere Nutzungsanforderungen (Aufenthaltsqualität, Ausstattung, Multifunktionalität)
Die Planung der Toilettenanlage ist nicht im Leistungsbild Freianlagen zu verorten und bitte gesondert auszuschreiben. 

Wir bitten um eine Anpassung der Honorarzone und um eine angemessene Verlängerung der Angebotsfrist.

	Die Vergabestelle hat die Anregung zur Einstufung der Freianlagenplanung in eine höhere Honorarzone geprüft.

Nach Auffassung der Vergabestelle besteht keine Veranlassung, die in den Vergabeunterlagen zugrunde gelegte Honorarzone II zu ändern.

Bei der ausgeschriebenen Gesamtmaßnahme handelt es sich im Wesentlichen um die Planung eines Busbahnhofs, deren planerischer Schwerpunkt in der Verkehrsanlagenplanung liegt. Die Leistungen der Freianlagenplanung beziehen sich überwiegend auf die verbleibenden Freiflächen und ergänzen die Gesamtplanung. Vor diesem Hintergrund hält die Vergabestelle die gewählte Einstufung für sachgerecht.

Unabhängig davon weist die Vergabestelle darauf hin, dass die Honorarregelungen der HOAI seit der Novellierung im Jahr 2021 keine verbindlichen Mindest- oder Höchstsätze mehr vorgeben. Die HOAI dient im vorliegenden Vergabeverfahren als Grundlage für die Ermittlung einer Vergleichsvergütung. Den Bietern steht es frei, auf die ermittelte Honorarsumme prozentuale Zu- oder Abschläge anzubieten. Dies ist in den von der Vergabestelle vorgegebenen Formularen bereits so vorgesehen. Hierdurch kann jedes Büro unter Berücksichtigung seiner individuellen Kostenstruktur ein auskömmliches und wirtschaftliches Angebot kalkulieren.

Die Vergabestelle hat zudem festgestellt, dass bei vergleichbaren Verfahren in der jüngeren Vergangenheit regelmäßig erhebliche Abschläge auf die nach HOAI ermittelte Vergleichsvergütung angeboten wurden. Dies bestätigt, dass die gewählte Vergütungssystematik den Bietern ausreichend Spielraum für eine eigenständige und wirtschaftliche Angebotskalkulation eröffnet.

Der Hinweis, dass eine Toilettenanlage kein Teil der Freianlagenplanung ist, wird zur Kenntnis genommen. Die Ausschreibung von Planungsleistungen für die Toilettenanlage ist aber in diesem Fall nicht erforderlich, da bei der hier vorgesehenen schlüsselfertigen, modularen Toilettenanlage die wesentlichen Planungsleistungen vom Hersteller übernommen werden.

Vor diesem Hintergrund sieht die Vergabestelle weder die Notwendigkeit einer Änderung der ausgeschriebenen Honorarzone noch einen Anlass, die Angebotsfrist zu verlängern. Die Vergabeunterlagen bleiben daher unverändert; die Angebotsfrist wird nicht angepasst.


	Rüge 1
	Antwort bzgl. Rüge 1

	Sehr geehrte Damen und Herren,
für die Planung der Freianlagen geben Sie die Einstufung in die Honorarzone 2 vor.
Anlage 11 zu § 39 Absatz 4, § 40 Absatz 5 HOAI gibt Beispielobjekte an, die diese Einstufung rechtfertigen; dort finden sich etwa "Pflanzungen in der freien Landschaft oder Windschutzpflanzungen, mit sehr geringen oder geringen Anforderungen", nicht jedoch Bahnhofsvorplätze. 
Allerdings erwähnt ebendiese Anlage 11 in der Objektliste "Freiflächen in Stadt - und Ortslagen" mit besonderer Ausstattung eindeutig der Honorarzone IV zu.
Wie Sie auch in ihrer Projektbeschreibung darlegen, stützen verschiedene Formulierungen diese Einordnung, u.a.:
1. Hohe gestalterische Anforderungen (repräsentativer Stadteingang, identitätsstiftende Wirkung)
2. Komplexe technische und ökologische Anforderungen (Barrierefreiheit, Klimaanpassung, Entwässerung)
3. Erheblichen Koordinationsaufwand (Schnittstellen zu Verkehrsanlagen und Ingenieurbauwerken)
4. Besondere Nutzungsanforderungen (Aufenthaltsqualität, Ausstattung, Multifunktionalität)
Die HOAI hat in Bezug auf die Einordnung in Honorazonen nach wie vor Gesetzeskraft und eine falsche Zuordnung stellt einen klaren Rechtsverstoß dar.
Sie unterschreiten das eigentlich anzusetzende Honorar mit dieser Vorgabe um ca. 30 %, erzeugen somit aus ihrem eigenen Handeln die Pflicht zu einer Auskömmlichkeitsprüfung der Angebote, da das angebotene Honorar mehr als 20 % vom offensichtlichen Auftragsvolumen abweicht. Zudem wird der Preis mit völlig unüblichen 40 % in der Bewertungsmatrix gewichtet. Ihnen geht es also um "billig" und nicht um eine qualitätvolle Planung.
Gleichzeitig wird Tariftreue gefordert. Fazit: Die Ausschreibung treibt die Bieter in den Ruin. Der Auftrag kann nicht auskömmlich bearbeitet werden und befördert Schlechtleistungen.
Da Öffentliche Auftraggeber gern derartigen Rügen nicht stattgeben, wende ich mich parallel an die Kommunalaufsichten beim Kreis Soest und der Bezirksregierung Arnsberg sowie an die Rechtsabteilung der Architektenkammer NRW. Die Vergabekammer Westfalen setze ich ebenfalls vorsorglich in Kenntnis.
Ich bitte um Aufhebung des Verfahrens, Änderung der Wertungsmatrix und Einstufung in die Honorarzone IV und setze eine Frist von 10 Werktagen.
Mit freundlichen Grüßen

	Zur prozentualen Gewichtung:

Zunächst ist der öffentliche Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung oder Vergabeunterlagen verpflichtet alle Zuschlagskriterien anzugeben, die er anzuwenden gedenkt. Dies ist vorliegend erfolgt. 
Dem öffentlichen Auftraggeber steht bei der Festlegung der Gewichtung der Kriterien ein Handlungsspielraum zur Verfügung, der nur durch die vergaberechtlichen Grundsätze beschränkt ist. Insbesondere ist darauf zu achten, dass die Gewichtung eine Gesamtwürdigung der Kriterien ermöglicht, die der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots dienen. Dies ist beispielsweise nicht der Fall, wenn die Bewertungsmatrix wegen einer nivellierenden Tendenz und nicht schlüssigen Abstufung keine ausreichende Differenzierung der unterschiedlichen Angebote herbeiführt.
(Müller-Wrede in: Müller-Wrede, VgV /​ UVgO - Kommentar, 5. Aufl. 2017, § 76 VgV Zuschlag, Rn. 27)
Der Preis ist ein in jedem Fall unverzichtbares Kriterium zur Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebotes, denn dieses ergibt sich aus dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis, § 58 Abs. 2 S. 1 VgV. (Anm. § 58 Abs. 2 Satz 1 VgV ist auch im Rahmen von § 76 VgV anwendbar)
(Müller-Wrede in: Müller-Wrede, VgV /​ UVgO - Kommentar, 5. Aufl. 2017, § 76 VgV Zuschlag, Rn. 58).
Ein kategorisches Verbot jeglichen Preiswettbewerbes wird man aus § 76 Abs. 1 S. 1 VgV nicht ablesen können. Sonst ergäbe auch § 76 Abs. 1 S. 2 VgV keinen Sinn. Insofern darf ein Preiswettbewerb stattfinden, sofern ein funktionierender Leistungswettbewerb uneingeschränkt gewährleistet ist. Allerdings wird man die Gewichtung des Zuschlagskriteriums „Preis“ eher noch mehr als bisher begrenzen müssen, denn es muss gewährleistet werden, dass die Leistungen im Ergebnis des Vergabeverfahrens „im Leistungswettbewerb vergeben“ werden. Die jetzigen Regelungen fordern dagegen nicht mehr, dass ein Preiswettbewerb stattfinden muss. Dies zeigt sich in der Erlaubnis, einen Festpreis vorzugeben (§ 58 Abs. 2 S. 2 VgV).
(Müller-Wrede in: Müller-Wrede, VgV /​ UVgO - Kommentar, 5. Aufl. 2017, § 76 VgV Zuschlag, Rn. 66)
Nach nochmaliger Prüfung der einschlägigen Kommentarliteratur und den geäußerten Meinungen diverser Berufsverbände ist festzustellen, dass eine Gewichtung des Preises mit 50 % und mehr nach überwiegender Ansicht vergaberechtswidrig ist. Eine Vergabe auf dieser Grundlage verstößt jedenfalls gegen § 76 Abs. 1 VgV.
Allerdings ist eine Gewichtung des Preises mit 40 % zulässig, denn diese hängt vom Einzelfall ab. Zum Beispiel davon, ob es sich um besonders schwieriges oder besonders komplexes Vorhaben handelt, bei denen der Preis eine eher nachgeordnete Rolle spielt. Oder ob es sich um eher einfache Aufgaben handelt. Dies festzulegen und den Preis angemessen in die Wertung einzubeziehen, ist Sache und Aufgabe des Auftraggebers. Diese Abwägung wurde durch die Fachabteilung vorgenommen. Der Schwierigkeitsgrad der vorliegenden Planungen wurden als eher nicht besonders komplexes Vorhaben eingestuft. Eine Rechtsprechung, die die Preisgewichtung von 40 Prozent als unzulässig erklärt ist vorliegend nicht bekannt. 
Die Gewichtung des Preises bleibt daher bei 40 Prozent.

Zur Honorarzone:
Die Honorarzone bzgl. der Freianlagen wurde nach erneuter Abwägung von 2 in 3 geändert. Im Vertragsentwurf wurde diese Anpassung nicht vorgenommen. Da es sich lediglich um einen Entwurf handelt. Die finale Fassung wird selbstverständlich angepasst. 


	Bieterfrage 2
	Antwort bzgl. Bieterfrage 2 

	Sehr geehrte Damen und Herren,
nur um ganz sicher zu gehen.
Ist es möglich sich nur auf 1 Los zu bewerben?
Ohne eine Bietergemeinschaft zu bilden?
In der Angebotsaufforderung fehlt auf Seite 2 m.E. ein zweites Kreuz bei (nur ein Los).
	Es ist möglich sich nur auf eines der beiden Lose zu bewerben, ohne eine Bietergemeinschaft zu bilden. 
Die Unterlage wurde zur Klarstellung berichtigt. 

	Bieterfrage 3
	Antwort bzgl. Bieterfrage 3

	Ergänzend möchte ich mich erkundigen, ob ich das Los, welches ich nicht anbieten möchte im LV durchstreichen soll / darf? 
Das im Ordner "vom_unternehmen_auszufuellende_Dokumente" enthaltene "06. Angebotsschreiben (VHB 324 EU).docx"
ermöglicht keine Kennzeichnung, dass ich mich nur auf eines der beiden Lose bewerben kann/möchte.
Demnach wäre es nicht möglich!
Das nicht im Ordner "vom_unternehmen_auszufuellende_Dokumente" enthaltene, aber mit einzureichende Dokument, "LV Honorarabfrage Verkehrsanlagen und Freianlagen Busbahnhof.pdf" (Ausgefüllte Leistungsbeschreibungen/Honorarabfrage) ließe sich als 
I. Leistungsbild 1 - Verkehrsanlagen separat ausfüllen.
Da würden wir dann II. Leistungsbild 2 - Freianlagen durchstreichen oder leer lassen.
Alles unter der Voraussetzung, dass man sich auch nur auf 1 Los bewerben darf. Separat beauftragt werden sollen die Lose ja zumindest.

	Sie dürfen das Los aus Klarstellungsgründen durchstreichen. 

Das Formular VHB 324 wurde angepasst. Alle 3 Varianten sind abgebildet. Sie können die unzutreffenden Angaben löschen oder ein Kreuz hinter der zutreffenden Variante machen. 

Das Durchstreichen des nicht zutreffenden Leistungsbildes ist zulässig. 

	Bieterfrage 4
	Antwort bzgl. Bieterfrage 4

	Ich bitte Sie zur Klarstellung folgende Frage zu beantworten:
Ist es richtig, dass wenn durch einen Bieter beide Lose angeboten werden, er möglicherweise nur den Zuschlag für eines der beiden Lose erhält?
	 Ja, das ist möglich.
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